
AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES KANTONS SOLOTHURN 

VOM 

28. Juli 1981 
. 
,. -3.JiUG.1981 

Die EinwohI1.ergeI2ei11de Däniken unterbreitet dem Regierungs­ 
rat die folgenden Bestandteile der 0rtsplc.1.nungsrevision zur 
Genehmigung: 

- Zonenplan 1 21000 

- Strassen- und Baulinienplan 1: 21000 
- Landschaftsrichtplan 1: 21000 
- Richtplan (Besiedlung) 1: 21000 
- Baureglernent mit Zonenordnung 
- Reglement über ErschliessU11.gsbeiträge 
- GebUhrenreglement 
- Kanalisationsreglement 
- Wasserreglement 

· K,,ntonales 
~nt für Haumplanung 

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung ; 

I. 

• 4241 

Der Zonenplan, der Strassen•- U11d Baulinienplan und die Zonen­ 
vorschriften des Baureglementes wurden im Verfahren nach 

§§ 15 ff BauG erlassen. Die Richtpläne sind zusammen mit den 
Nut.zungsp Länen öffentlich aufgelegt worden, wom.i t der Forderung 
von § .. Li-8 BauG nach öffentlicher Bekanntmachung GenUge geleistet 

wurde. Die allgemeinen Bestimmungen des Baur-eg'Lemen'te e und 
die ilbrigen Reglemente sind im Verfahren nach§§ 54 ff Ge­ 
meindegesetz erlassen worden. 

Die öffentliche Auf Lage des Zonenplans, des Strassen- und 
Baulinienplans, der Richtpläne und des Baureglementes er­ 
folgte ein erstes Mal in der Zeit VOLl 15. November bis 

27247 „ 100000 „ 1981 
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15. Dezember 1978. Es gingen verschiedene Einsprachen ein, 
die teilweise gutgeheissen, teilweise abgelehnt wur-den , Die 
Planänderui1gen infolge Gutheissui1g einzelner Einsprachen 
und die Anpassung des Baureglementes an das neue, inzwischen 
in Kraft getretene kantonale Baurecht, machten eine Neuauf­ 
lage dieser Bestandteile notwendig, -die in der_Zeit vom 

19. Mai bis 19, Jui1i 1980 stattfand. Der Gemeinderat Däniken 

lehnte die gegen die Zweitauflage eingegangenen Einsprachen 
ab und genehmigte die Nutzungspläne und die Zonen- 

ordnung mit Beschluss vom 30, September 1980, Gegen diesen 

Beschluss gingen beim Regierungsrat i1il1ert Frist zwei 

Beschwerden ein, von denen die Beschwerde des Herrn Heinrich 
Büchel, Architekt in Basel am 31, März 1981 zurückgezogen 

und von der Geschäftskontrolle des Regierui1gsrates abge­ 
schrieben wurde. Somit ist nur noch über die Be schver-de 
des Herrn Walter Huber, Oberdorfstrasse, Däniken, zu 
entscheiden. Die.Richtpläne genehmigte der Gemeinderat 

am 22. Juni 1981, 

Die allgemeinen Bestimmungen des Baureglementes, das Er­ 
schliessungsreglement, das Kanalisationsreglement und das 
Tfassserreglement wur-dcn im Verfahren gemäss Geme.indoge s e'tz 
währ-end 10 Tagen publiziert und von der Gerneindeversar.ar11lui1g 
am 15. Dezember 1980 genehmigt, 

Die Gemeinde beantragt gleichzeitig auch das Gebühren­ 
reglement zur Cenehm.i.gung , Da dieses mit der Ortsplanungs­ 
revision in keinem Zusammenhang steht und noch verschiedene 
Fragen aufwirft, wird es von der vcr-Li.egenden Genehriligung 

ausgeklammert und in einem separaten Beschluss behandelt. 

Formell wurden die Verfahren richtig durchgeführt. 
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II. 

1. Hit Schreiben vom 27. Septer.1ber 1980 führt Herr Walter 
Huber Beschwerde beim Regierungsrat gegen den Beschluss 
des Gemeinderates vom 18. September 1980. Die Beschwerde 
richtet sich gegen den Zonenplan und gegen das Baureglement. 
Der Beschvrerdeführer beantragt, dass die Kernzonenaus­ 
dehnung auf das Grundstück seines Nachbarn (GB Däniken 
Nr. 335) wieder rückgängig gemacht werde und dass § 10 
und § 28 des Baureglementes nicht zu genehmigen seien .• 
Er verlangt weiter die Ucber-pr üf'ung einer rechtskräftigen 
Baubewf.Ll.Lgung , 

Der Gemeinderat beantragt, die Beschwerde abzuweisen, so­ 
weit darauf einzutreten ist, urrtor- Kostenfolge. 

Für dem Inho.l t der Beschwerde und der Vernehmlassung 

der Gemeinde wird auf die .Akten verwiesen 1..,md im folgenden, 

soweit nötig, Bezug genommen. 

2. lli11 17. November 1980 führten Beamte des Bau-Departementes 
an Ort und .Stelle einen Augonscheän mit Partei ver'hand.lung 
durch. Dabei konkretisierte der Beschwerdeführer seine 
Einwände. Damit w2r auch das Beweisverfahren abgeschlossen. 

3. Der Beschwerdeführer ist als betroffener Grw.1.deigentümer 
zur Beschwerdeführi..mg legi tirniert. Da die Beschwerde 
rechtzeitig .e.inger-e Lch t wur de , ist grundsätzlich darauf 
einzutreten. Soweit der Beschwerdeführer aber die Ueber­ 
fUhrung cler rechtskräftigen Baubewf.Tl.Lgung seines Nach­ 
barn Schenker verlangt, ist auf die Beschwerde nicht 
einzutreten, d2 dies nicht Gegenstand dieses Verfahrens 

ist. 
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4. Der Beschwerdeführer verlangt, dass die Dorfkernzonen­ 
ausdehnung (K3) auf das Cr-unds tück seines "·:·achbarn rück­ 

gängig gemacht werde. Dies weil er befürchtet, dnss da­ 
durch sein eigenes angrenzendes Grundstück - we Lche s sich 
ebenfalls in der Dorfkernzone befindet - ei:o.e enorme 

En+wer-tung erfahren wür de , Durch die 3-geschossige Bau­ 
we i se wi.irden vor allem unzumu tbar-e Scha't't.endrnru as Lonen 
auftreten. 

Die Abwägung dieser nachbarlichen Interessen hat der 

Gesetzgeber bereits durch die Normierung bestimmter Bau­ 
vorschriften, wie im vorliegenden Falle des Grenzab­ 
standes, vorgenommen • .Sofern die Bauvorschriften einge­ 
halten werden, wovon auszugehen ist.,. sind die nach­ 

barlichen Interessen nicht verletzt. Der Grenzabstand 
muss hier bei ein- und zv.reigeschossiger Bauwe i.se L~ r.1 

und bei dreigeschossiger Bauweise 5,5 m betragen, wobei 
es zu beachten gilt, dass ab zwei Geschosseh eventuell 

noch der Mehrlängenzuschlag clazuzureclmen ist (vgl. 

dazu: § 22 .. karrt , Baureglement, BR; § 27 Gemeindebau­ 

reglement). Die Frage der Beschattung braucht deshalb 

in diesem Verfahren nicht überprüft zu werden. Sofern 

ein konkretes Bo.uvorhaben die Bauvorschriften verletzen 
sollte, kann der Beschvrnrdeführer cUes iEl Baubewilligungs­ 

verf ahr'en rügen. 

Die Umz onung des fraglichen Nachbargrundstückes von der 
·wohnzone W3 in clie Dor-f'kcr-nz one KJ hat im übrigen be­ 

züg.l t ch.i Ceacho asznh.l und Or'enz abs t.and keine Acnder-ungen 
bewirkt,-Diese sind in beiden Zonen gleich und gemäss 

deo kant. Recht geregelt. Im übrigen ist das Verhalten 
des Beschwerdeführers widersprüchlich. Er bemängelt 
beim Nachbarn, was er selber für sich ·willl Für sich 

will er eine bestmögliche Ausnützung, dem Nachbarn soll 
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dies hingegen verwehrt bleiben. Eine solche Einstellung 
verdient keinen Rechtschutz. 

Allgemeine planerische Gründe gegen die Kernzonenaus­ 
dehnung macht der Beschwerdeführer keine geltend. Die 
Einwände des Besc~werdeführers sind unb~gründet. Die 
Planung der Geme Lride hält sowohl der Rechts- als auch 
der Zweckmässigkeitsprüfung stand. 

5. Der Beschwerdeführer b@rnängelt auch die Etappierung der 
Industriezone Aarefeld. /m dieser wt1rde aber gegenüber 
der ersten Planaufla~e nichts mehr geändert. Gegenstand 
der zwe i ten Planauflage waren nur die Abänder-ungen , 
welche gegenüber der ersten /1.Uflage vorgenommen wurden, 
In der Publikation der .Oeme Lnde wurde dies denn auch 
deutlich hervorgehoben ... Der Einwand gegen die Etappierung, 
welcher übrigens nicht nähe.r begründet wird, ist deshalb 
verspätet. Der Gemeinderat ist zu Recht auf dieses~ 
Begehren nicht mehr eingetreten. 

6. Weiter verlangt der Beschwerdeführer die.Streichung von 
§ 28 und § 10 des Gemeindebaureglementes. Die Anwendung 
von § 28 wür de ihm grosse Kosten verursachen. Der Ge­ 
meinderat solle als "Ver-ur-sache.r von Gestal tlmgsplänen 
deren Kosten selber tragen11• Die Bestirmnungen Uber den 
Schutz des Strassenverkehrs in§ 10 will der Beschwerde­ 
führer deshalb gestrichen haben, weil er der Meinung 
ist, dass sonst kein Schut.z vor Imraissionen des Strassen­ 
verkehrs bestehe. 

Die Einwände des Beschwerdeführers gegen diese Bestimmungen 
sind unbehelflich. § 28 des Gemeindebaureglementes ent­ 
spricht inhaltlich voll der kantonalen Regelung von § L~L1. BauG. 
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Es wird darin nichts abweichendes geregelt. § 10 Gemeinde­ 
baureglement muss - ebenfalls als recht- und zwe ckmä s s Lg 
bezeichnet werden. Er wiederholt und konkretisiert nur 
die Bestimmungen von§ 23 ~er Verordnung über den Strassen­ 
verkehr. Der Schutz des Strnssenverkohrs, zu welchem 
diese Gemeindebestimmung auf zweckmäas Lge Weise bei trägt, 
ist wichtiger als der Schutz vor r,1öglichen Immissionen 
des Strassenverl-rnhrs, welcher. die betroffenen Grundeigen­ 
tiJ.r.1er dadurch erleiden können , Die öffentlichen Interessen 
sind den privaten vorzuziehen. 

7. Die Einwände des Beschwerdeführers haben sich alle als 
unbegründet erwiesen. Soweit auf die Beschwerde einzu­ 
treten ist, ist sie abzuweisen. Gemäss dem Ausgang des 
Beschvrnrdeverfahrens hat der Beschwerdeführer die 
Kosten des Verfahrens {inkl. Entscheidgebühr) von 
Fr. 150.-- zu bezahlen. Der geleistete Kostenvorschuss 
ist zu verrechnen. 
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III. 

Materiell sind zu den eingereichten Plänen und Reglementen 
folgende Bemerkungen anzubringen: 

1. Der vorliegende Zonenplo.n ersetzt den Zonenplan aus dem 
Jahre 1955, den Teilzonenplan n J\.arefeld 11 und verschiedene 
weitere Teilzonenpläne, die in ihrer Gesamtheit nicht 

L1ehr den Gegebenheiten entsprechen und auch in Wider­ 

spruch zum neuen eidgenössischen und kantonalen Bau- 

und Planungsrecht standen. Namentlich die Bauzone und 

deren Einwohnerfassungsvermögen waren zu gross. Die 

vorliegende Plo.nung hat das Fassungsvermögen der Bauzone 
durch f ... uszonungen und Abzonungen beträchtlich r-eduz kr-t , 

doch ist sie nach objektiven Planungsgrundsätzen noch 
immer zu gross. Das karrtona.Lo Anrt für Raump Lanung hat 
deshalb sämtliche noch nicht überbauten Gebiete auf die 
Möglichkeit einer l\.uszonung hin überprüft. Wegen der 

gebietsweise herrschenden Streubebauung und dem hohen 
Erschliessungsstand in der Gemeinde Däniken, waren die 
meisten davon vollständig oder mehrheitlich erschlossen, 
so dass eine Ausz onung nicht sinnvoll wär-e , Als nicht 
oder nur zum geringen Teil erschlossen boten sich ge­ 
mäss dem Erschliessungsausweis der Einwohnergemeinde 
nur die Teilgebiete "Ef.ch-Os t " und [t Stapfncker11, sowie 
kleinere, von erschlossenera Baugebiet umgebene •reil­ 
gebiete aJ1. Vlegen der fehlenden anderweitigen Nutzungs­ 
eignung fUr die letztgenannten Gebiete U11d der geringen 

Ausdehnung kommen diese für eine Ausz onung nicht in Be­ 
tracht. J\.ngesichts der stark fortgeschrittenen Ueber­ 

bauung der Einfamilienhauszone, bildet das Go biet 

tiEich Os t " die letzte und einzige Baulandreserve der 

Gemeinde in der betreffenden Zone 1..1.11d an Hang. 

Ueberbauungs- und Erschliessw.1gsstudien sind weit 
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fortgeschritten. Nach Auskunft der Gemeinde steht eine 
Ueberbauung unru ttelbar bevor. Eine 1.i.uszc-:ung wür de 
hier den berechtigten Interessen der Geme Lnde zuwider­ 
laufen. Soriü t muss die Eignung des Teilgebietes der 
vTohnzone 3 ü1 St8.pfacker (Maurer gut) als Bauzone einer 
näheren Prüfung unterzogen werden. 

Der SBB/PTT als Lande i.gerrtürie r'Ln und der Gemeinde wurde 
Gelegenheit gegeben, zu einer allfälligen Ausz onung 
durch den Regierungsrat Stellung zu nehDen. Sowohl die 
Grundeigentümer vr.~.c c~5.e Ger,e1.11de 1::iu,sser·':::0n sich gegen 
eine Auszonung. Sie berufen sich hauptsäch.l i ch auf .. 
Treu und Glauben, auf geleistete Er-ach.Lf.e s sungube Lxr-äge , 
P'Lanungaaufwendungen und zukünftige Ueber-bauung sab­ 
sichten. Die kantonale Raumplanungskomrniss.ion benn­ 
tragte indessen angesichts der über-gr-o c s en Bauzone von 
Däniken dem Re g Ler-ung sr'a't Ausz onung des Gebietes 11Stapf­ 
acker-" wegeri fehlender Erschliessung, peripherer Lage, 
Immissionen und guter Eignung f'ür' die Lnndw.i.r-t schaft , 
!:..rllässJ.ich eines 1 ... ugenscheines 1üi t den Parteien zeigte 
sich allerdings, entgegen den Gei11eü'1dmrn.terlagen übe:c 
den Erschliessungsstand, dass das Gebiet ,.~tc.:pfacker hin­ 
sichtlich Ka:nalisationserschliessw1g und l'Tasserversorgung 
als grob erschlossen gelten kann und da ss die Gruncleigen­ 
tüw;;r für die Kanalisation der Gcr.10i:ncle bereits Bei­ 
trttge in der Höhe von Fr. 85 1 593. -·- und für die noch . 
nicht erstellte Verkehrserschliessl.mg von Fr. 93'270.-­ 
als Vorleistung bez ah lc ~10.beL. 0.1.1·c;:,:;: c~::.e,scn Umständen 
erscheint eine zwangsweise Au,szonung rechtlich frng­ 
vrürdig und nicht mehr gerechtfertigt zu sein. Soii1it wird 
auch in diesem Fall auf eine Auszonung verzichtet. 

2. Die Strassen- und Baulinienpläne sind wie der Zonenplan 
im Massstab 1 : 21000 abgefasst. Dieser Massstab reicht 
aus für die Beurteilung des Er,schliessungskonzeptes, die 
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Darstellung der Strassenkategorien, der Breiten und der 
Baulinienabstände sowie der generellen Linienführung. 
Die Führ'ung der Strassen- und Baulinien im Detail ist 

daraus jedoch zu wenig ersichtlich, so dass es unum­ 
gänglich ist, vor dem Bau von Fusswegen und Strassen 
noch detaillierte Strassen- und Baulinienpläne im 
Massstab 1 : 500 aufzulegen. 

3. Die Richtpläne, namentlich der Landschaftsrichtplan, 
enthalten neben den Aussagen über die Siedlungsent­ 

·wicklung auch Schutz- und Nutzungszonen über die Gebiete 
ausserhalb der Bauzone. L;1 wesentlichen die selbe Aus­ 
sage hat der Richtplan OGG 1980/81, der vom 29. Juni 
bis 31. August 1981 öffentlich aufgelegt wird. Insbe­ 
sondere aber in der Abgrenzung zwischen Landwirtschafts­ 
zone und den Landwirtschaftsgebieten (Juraschutzzone 
bzw. weitere Landschaft von besonderer Schönheit und 

Eigenart) bestehen Unterschiede zwischen den beiden 

Plänen, die aus Rechtssicherheitsgründen nicht bestehen 
sollten. Die vorliegenden Richtpläne werd~n deshalb 
unter dem ausdrücklichen Vorbehalt genehrügt, dass sie 
den Mindestinhalt des Richtplanes OGG, namentlich die 

.Ausdehnung der "weiteren Landschaften von besonderer 
Schönheit und Eigenart11„ der Uferschutzzone, des 
regionalen, siedlungstre1n1enden Grüngürtels und der 
Naturreservate gewährleisten. Soweit die vorliegenden 
Pläne dem Ri ch tp'Lan OGG entsprechen oder diesen er­ 
gänzen, können sie genehmigt werden. In dd e s em Zusammen­ 

hang ist darauf hinzuweisen, dass während der Auflage­ 
frist des regionalen Richtplanes die Möglichkeit be­ 
steht, Einwendungen zu erheben w.1cl Korrekturen einzelner 
Planinhalte zu beantragen. 

L~. Da die Planung der Kanalisationserschliessw.1g und der 
Wasserversorgung noch aussteht, bzw. gegenüber den be- 
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stehenden Plänen erheblich geändert werden wird, konnte 

die Gemeinde noch kein Er sch'Li.e s surig spr'oga-amm aufstellen. 
Die Geneinde wird deshalb verhalten, das generelle 

Kanalisationsprojekt (GKP) und das generelle Wasserver­ 
sorgungsprojekt (GWP) zu überarbeiten und an die mit dem 
vorliegenden Beschluss genehmigte Zonen- und Erschliessungs­ 
plenung anzupassen. Das GKP ist dem kantonalen Amt i'ür 
Wasserwirtschaft bis zum 1. August 1982 zur Pr'üf'ung 
und Genehrcügung einzureichen. Bei Vorliegen Uberarbeiteter 
Erschliessungspläne ist das Erschliessungsprogramm ger,iäss 
BauG § 101 und den Richtlinien des karrt oria.Len Arntes 
für Raumplanung vom Dezember 1979 zu erstellen und vom 
Gemeinderat zu genehmf.gen , 

5. Mit RRB Nr. 2021 hat der Regierungsrat den Gestaltungs­ 
plan "Rö s s l Lar'ea I.'' genehmigt, die damit ve r-bundene 
Umz onung von der zweiten in die erste Etappe aber auf­ 
geschoben, weil sie sich auf den vorliegenden Zonen­ 

plan bezieht. Mit der Genehrnigw.1.g des .vorliegenden 

Zonenplanes kann auch Uber den vom 20. Februar bis 

22. März 1981 öffentlich auf gelegten und vom Gemeinde­ 
rat am 23. r•.fä.rz 1981 genehmigten Ume t.app Ler-ungsp'Lan 

entschieden werden. Das Verfahren zu dieser Etappen­ 

änderung ist richtig durchgeführt worden. Einsprachen 

gingen keine ein. Einer· Genehri1igung steht nichts ent­ 

gegen. 

Diese Urnetappierung ist indessen in Zonenplan noch 
nicht beiUcksichtigt. Die GeLleinde Däniken wird aufge­ 
fordert, die Zorienp Läne entsprechend zu bereinigen 

w.1d das.betreffende Gebiet als erste Etappe darzu­ 
stellen. 

6. Nachdem die Ve r-or-dnung über das Bauen ausserhalb der 
Bauzone und die Natur- und Heimatschutzverordl1w.1.g in 
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.. Kraft getreten sind, müssen einige Hinweise im Bau­ 

reglement entsprechend geändert werden. In§ 25 Abs. 1 
muss es heissen: "Aus se rha Lb der Bauzone ist die Bau­ 
tätigkeit durch§ 38 BauG und die Verordnung über das 
Bauen ausserhalb Bauzone geregelt". Absatz 2 letzter 
Satz lautet neu: "Vcr-beha.L ten bleiben die f1uflagen und 
Bedingungen der kantonalen Auanahmebewf Ll.Lgung "; 
§ 26 ist wie folgt zu ändern: 11In den Schutzzonen 
gelten die in der kantonalen Natur- und Heimatschutz­ 
verordnung und dem Reglement über die Grundwasser­ 
schutzzonen .festgelegten Eigentumsbeschränkungen11• 

Der Hinweis im Zonenschema(§ 27) zu den Bauten ausser- 
. halb der Bauzone lautet neu: 11§ 38 BauG, § 16 BR, § 26 
dieses Reglementes und die Verordnung über das Bauen 
ausserhalb der Bauzone sind massgebend11.Im übrigen 
sind gegen das Baureglement und die übrigen Reglemente 

keine Einwendungen anzubringen. Die vorliegenden 

Korrekturen des Baureglementes sind redaktioneller 

Art, eindeutig bestimmbar und bedeuten im übrigen keine 
materiellen Aenclerungen, so dass sie ohne .formelles 

Anhörungsverfahren vom Regierungsrat vorgenomrnen werden 

können. Die Geri1einde Däniken wird verhalten, das Bau­ 

reglement entsprechend zu ber-•inigen. 

Es wird 

beschlossen: 

1. Die Nutzungspläne 11Zonenplan 1 : 2100011 und HStrassen­ 
u..11.d Baulinienplan 1 : 2'00011der Einwohnergemeinde Däniken 
werden genehnügt. 

2. Die Ri.chtp Läne 1 : 2 '000 . (Richtplan und Landschaftsricht­ 
plan) werden urrter' dem Vorbehalt. von Punkt 3 der 
materiellen Erwägungen genehmigt„ 
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3. Das Baureglement mit Zonenordnung wird unter dem Vorbe­ 
halt von Punkt 6 der materiellen Erwägungen genehmigt. 
Das Reglement über Erschliessungsbeiträge, das 

Kanalisationsreglement und das Wasserreglement werden 
genehmigt. Das GeqUhrenreglement wird in einem 

speziellen Beschluss behandelt. 

L~. Die Umetappieru:ng im. weiteren Bereich cles Gestaltungs­ 

planes 11Rössliareal11 von der zweiten in die erste 
Etappe wird genehl.,1igt. Die Zonenpläne sind entsprechend 
zu bereinigen. 

5. Dj_e Beschwerde des Herrn-Walter Huber, Oberdorfstrasse, 
Däniken, wird abgewiesen. Er hat eine Entscheidgebühr 

und die Verfahrenskosten in der Höhe von Fr. 150.-- 
zu bezahlen. Der Kostenvorschuss wird verrechnet. 

6. Bestehende Pläne und Reglemente sind aufgehoben, so­ 
weit sie den vorliegenden widersprechen. 

7. Die Gei~1eincle Däniken wird verhalten, dem kantonalen 

Amt für Raump l anung bis zum 1. September 1981 noch 
fünf bereinigte Zonenpläne und vier Strassen- und Bau­ 
linienpläne in reissfester AusführU11g, je einen Richt­ 

plan und Landschaftsrichtplan sowie drei bereinigte 

Baureglemente zuzustellen. Die Pläne sind mit dem Auf­ 

lage- .. und Oeriehm.Lgungaver'mer'k der Gemeinde zu ver­ 

sehen. 

8. Die Gemeinde Däniken wird aufgefordert, das generelle 

Kanalisationsprojekt an die mit dem vorliegenden Be­ 
schluss genehr.ügte Bauzone anzupassen, öffentlich 

aufzulegen und dem kantonalen Amt für Wasserwirtschaft 

bis zum 1. August 1982 zur Genehmigung einzureichen. 
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ll,e_rrn Walter Huber, D~1l_iken 

En:tscheidgebühr: Fr„ 150.-- 
o/. Ko s tenvor-achus s e Fr, 150-.-- (v. Kto. 18-600 auf Kto. 

2010-230 umbuchen) -.-- 

Gem.e inde Däniken 

GenehmigungsgebUhr: 
Publikationskosten: 

Fr. 500.-- Kto. 2010-230 

Fr. 18.-- Kto. 2030-300 
Fr. 518.-- zahlbar innert 30 Tagen 
---------- ---------- 

(Staatskanzlei Nr. 698 ) ES 

· Der Staatsschreiber: 

r, 
'(j ~ ' 

\_A1')V r \ 'V\ 

- Bau-Departement (2) HS/Ba 
- Hochbauamt (2) 
- Tiefbauamt (2) 
- .!' .. .m t fUr Wasserwirtschaft ( 2), mit Kartenausschnitt 
- Rechtsdienst Bau-Departement (4) 

Anrt fUr Raumplanung (4), mit Akten und .je ein. gt:.,n_. Pl.an und 
Reglerael."l,t 

Kreisbauamt II, 4600 Olten, mit ·e ein en. Zonen lan 
und Strassen lan Iol en s äter 

- Aratschrei berei 01 ten-Gösgen, 4600 01 ten, mit · e ein en. 
Zonen· lan und Strassen lan fo ~en s äter 

- F Lnanzverwa l, tung/De bi toren buchhaltung 
- Finanzverwaltung/Buchhaltung (2) 
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- Sekretnriat der Kntasterschatzung (2); .mit 1 gen. Zonenplan 
fil.lgt spä te:r:;) 

- Ammanncrrt der EG, 4658 Dän.i.ken , mit Einzahlungsscll,ein 
. _····· · __ , EINSCHREIBEN . 

- Bo.uverwal tung der EG, 4658 Däniken, Di t ,je 1 gen. Pl,a_n t.Uld 
Regleoent (fol~en später) 

- Hrn. Wo.lter Huber, Oberdorfstrasse, 4658 Däniken, 
EINSCHREIBEN 

- HH. Re Lnhar-d Hesse und Schwarze, Büro für Raunp Lanung ; 
Feldeggstrasse 80, 8008 Ztirich 

Publikation im Juntsblatt: 
Es werden genehmf.g t e Die nachfolgenden Richt- und Nutzungs­ 

pläne sowie Reglemente der Einwohnerge­ 
meinde Däniken: 
Richtplan 1: 2'000 und Landschaftsricht­ 
plan 1 : 21000 (teilweise), Zonenplan 
1: 2'000, Strassen 1...u1d Bnulinienplan 
1: 2'000, Baureglenent, Regler.1e11t Uber 
Erschliessungsbeiträge, Kannlisations­ 
regleoont, Wassorregleraent • 

. : ., ... -,.~ ... :.. .. . . . 


